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Bundesländer mit Kooperationsvereinbarungen
Die Kooperationsvereinbarungen sind im Wortlaut unterschiedlich und in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Bildungs-, Schul- und Kultusministerien formuliert. 

	Bundesland

	Beginn der Gültigkeit der Kooperations-vereinbarung mit der Bundeswehr

	Änderungen, Zusätze, Erlasse 

	Baden-Württemberg
	04.12.2009
	Gespräche zur Überarbeitung angedacht

	Bayern
	08.06.2010
	

	Hessen
	04.11.2010
	

	
	18.04.2012
	Kooperationsvereinbarung zwischen dem Netzwerk Friedensbildung Hessen und der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Waldorfschulen Hessen

	Mecklenburg-Vorpommern
	13.07.2010
	

	Nordrhein-Westfalen
	29.10.2008
	 

	
	29.09.2011
	Erlass über die „Beteiligung von Organisationen der Friedensbewegung am Unterricht“.  Beispielsweise ist darin geregelt, dass Referent/innen der Friedensorganisationen, die an Schulen gehen, eine
Aufwandsentschädigung vom Land NRW in Höhe von 25€ für eine Einzelstunde und 40€ für eine Doppelstunde

inklusive Fahrt- und Materialkosten, bekommen können. Die Gelder werden über die einladenden Schulen zur Verfügung gestellt.

	
	30.8.2012
	Änderungen
Die Jugendoffiziere sind nicht mehr in die Aus- und Fortbildung von Referendaren der Referendare einbezogen.

Außerdem gibt es jetzt folgenden Passus:

„[Lehrer] stellen sicher, dass unterschiedliche Institutionen und Organisationen 

gleichberechtigt und gleichgewichtig einbezogen und berücksichtigt werden.“ 

	Rheinland-Pfalz
	25.02.2010
	Das Land RLP stellt 10.000€ pro Jahr für die Friedensbildung zur Verfügung. Das Geld kann auch für Lehrerweiterbildung und Ausbildung von Referent/innen für Friedensbildung und Materialerstellung genutzt werden.

	
	15.08.2011
	Kooperationsvereinbarung zwischen dem 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft,  Weiterbildung und Kultur des Landes Rheinland-Pfalz  und dem  Netzwerk Friedensbildung Rheinland-Pfalz

	Saarland
	25.03.2009
	

	
	12.04.2011
	Änderung
In der überarbeiteten Version der Vereinbarung der privilegierte Zugang der Bundeswehr in die Lehreraus- und Fortbildung nicht mehr erwähnt. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass friedenspolitische Organisationen in die Kooperation einbezogen werden sollen.

	Sachsen
	22.12.2010
	


